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Über die Finanzplanung des Bundesministeriums für Digitales und
Staatsmodernisierung (BMDS) berät der Bundestag am Dienstag, 8. September 2026, etwa 90
Minuten lang. Digitalminister Karsten Wildberger (CDU) kann im Jahr 2027 mit etwas mehr
Geld für seine digitalpolitischen Vorhaben rechnen als im laufenden Jahr. Der Einzelplan 24 des
Haushaltsentwurfes für 2027 (21/7300(Dokument, öffnet ein neues Fenster)) sieht Ausgaben in
Höhe von 1,44 Milliarden Euro vor. Das sind 84,6 Millionen Euro mehr als das für 2026
ausgewiesene Soll von 1,36 Milliarden Euro.

Von den Ausgaben entfallen rund 588 Millionen Euro auf sächliche Verwaltungsausgaben (2026:
448,3 Millionen Euro), rund 543,3 Millionen Euro auf Zuweisungen und Zuschüsse (2026: 547,5
Millionen Euro) sowie 326,2 Millionen Euro auf Investitionen (2026: 321 Millionen Euro). Die
Personalausgaben sollen 76,8 Millionen Euro betragen (2026: 42,9 Millionen Euro). Im Einzelplan ist
zudem erstmals eine globale Minderausgabe für Effizienzmaßnahmen von 90 Millionen Euro
veranschlagt. Die Verpflichtungsermächtigungen belaufen sich auf rund 382,5 Millionen Euro, nach
rund 1,78 Milliarden Euro 2026. Der Einzelplan 24 soll nach den bis Freitag, 11. September 2026,
andauernden Beratungen sämtlicher Einzelpläne des Bundes an den Haushaltsausschuss
überwiesen werden.

„IT-Infrastruktur des Bundes“ größter Ausgabeposten
Größter Ausgabenbereich ist mit rund 1,09 Milliarden Euro die „IT-Infrastruktur des Bundes“
(Kapitel 2402). Gegenüber dem Soll 2026 von rund 956,2 Millionen Euro steigt der Ansatz um knapp
130 Millionen Euro. Davon entfallen unverändert rund 501 Millionen Euro auf den Schutz der
informationstechnischen Systeme des Bundes. Für die Umsetzung der “IT-Konsolidierung Bund„
sind rund 219,7 Millionen Euro vorgesehen, nach 242,6 Millionen Euro 2026. Mit der IT-
Konsolidierung sollen laut Vorbemerkung auf Grundlage des Deutschland-
Stacks gemeinsame Cloud-, Kommunikations- und Verwaltungslösungen sowie ein
standardisierter IT-Arbeitsplatz für die Bundesverwaltung bereitgestellt werden. Erstmals für 2027
im Einzelplan 24 veranschlagt sind außerdem rund 154,6 Millionen Euro für die ”IT-
Betriebskonsolidierung Bund“. Dabei sollen laut Vorbemerkung cloudfähige und serverseitige IT-
Lösungen der unmittelbaren Bundesverwaltung auf standardisierten virtuellen Servern der
Bundescloud 2.0 in den Rechenzentren des Informationstechnikzentrums Bund zusammengeführt
werden.
Weitere rund 210,8 Millionen Euro sind für die „IT des Bundes“ eingeplant (2026: 212,5 Millionen
Euro). Dazu zählen unter anderem 77,8 Millionen Euro für „KI-Governance und digitale Basis-
Dienste“ (2026: 79,4 Millionen Euro), 56,6 Millionen Euro für die Föderale IT-Kooperation (2026:
56,6 Millionen Euro) und 24 Millionen Euro für ein Plattformökosystem für komplexe Planungs- und
Genehmigungsverfahren (2026: 30 Millionen Euro). Neu sind sechs Millionen Euro für die
„Steuerung Cybersicherheit des Bundes“.

„Innovative Anwendungen von Künstlicher Intelligenz“
Für „Digitalpolitik, digitale Innovationen und Konnektivität“ (Kapitel 2401) sind rund 208,4
Millionen Euro vorgesehen, rund 14,1 Millionen Euro weniger als 2026. Die Titelgruppe „Digitale
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Innovationen“ umfasst rund 148,4 Millionen Euro (2026: 150,8 Millionen Euro). Davon entfallen 81,2
Millionen Euro auf „Souveräne Dateninfrastruktur, Datenverfügbarkeit und Künstliche Intelligenz“
(2026: 89 Millionen Euro) sowie rund 28,3 Millionen Euro auf „Digitale Souveränität und
Ökosysteme digitaler Innovationen“ (2026: 28,65 Millionen Euro) einschließlich der Sovereign Tech
Agency. Die Zuschüsse für „innovative Anwendungen von Künstlicher Intelligenz“ sollen dagegen
von rund 26 Millionen Euro auf 35,2 Millionen Euro steigen. 

Für die Entwicklung und Erprobung neuer softwaregesteuerter Netztechnologien sind 17,2
Millionen Euro an Zuschüssen vorgesehen (2026: 18 Millionen Euro), weitere 6,2 Millionen Euro für
entsprechende Investitionen - ebenso viel wie 2026. Die Verwaltungsausgaben der
Mobilfunkinfrastrukturgesellschaft sollen von 20 Millionen Euro auf zwölf Millionen Euro sinken.
Für das Gigabitbüro sind wie 2026 3,6 Millionen Euro eingeplant.

Nahezu unverändert bleibt mit rund 62,9 Millionen Euro der Ansatz für „Staatsmodernisierung und
Bürokratierückbau“ (Kapitel 2403) (2026: 62,93 Millionen Euro). Davon sind wie 2026 60 Millionen
Euro in einer eigenen Titelgruppe gebündelt. 47,5 Millionen Euro sollen für Maßnahmen der
Staatsmodernisierung und des Bürokratierückbaus zur Verfügung stehen. Aus diesem Titel können
auch Ausgaben für das Zentrum für Legistik finanziert werden. Weitere 12,5 Millionen Euro sind für
den Effizienzfonds der Modernisierungsagenda Bund vorgesehen.

Breitbandausbau durch Sondervermögen
Zusätzliche Mittel für Digitalisierungsaufgaben stehen im Sondervermögen „Infrastruktur und
Klimaneutralität“ (SVIK) zur Verfügung. Die dortige Titelgruppe „Investitionen in die
Digitalisierung“ umfasst 2027 insgesamt rund 9,04 Milliarden Euro, nach knapp sechs Milliarden
Euro 2026. Darin enthalten sind auch von anderen Ressorts bewirtschaftete Titel, etwa für
Mikroelektronik. Das BMDS bewirtschaftet innerhalb der Titelgruppe 2027 sechs Titel mit einem
Volumen von zusammen rund 3,75 Milliarden Euro, nach rund 3,11 Milliarden Euro 2026. Für diese
sechs Titel sind zudem Verpflichtungsermächtigungen in Höhe von zusammen rund 3,14 Milliarden
Euro vorgesehen. 

Den größten dieser Posten bildet die Unterstützung des flächendeckenden Breitbandausbaus. Dafür
sind rund 2,61 Milliarden Euro vorgesehen, nach rund 2,26 Milliarden Euro im laufenden Jahr. Für
den Mobilfunkausbau sinkt der Ansatz dagegen von 200 Millionen Euro auf 150 Millionen Euro.

Mittelaufwuchs für die Digitalisierung der Verwaltung
Deutlich mehr Mittel sieht das Sondervermögen für die Digitalisierung der Verwaltung vor. Für
„Bürgerkonto / Infrastruktur / KI in Verwaltung und Wirtschaft“ steigt der Ansatz von 256 Millionen
Euro auf rund 495 Millionen Euro. Für „Transformation / Dienstleistungen im Bereich der
Informationstechnik“ sind knapp 200 Millionen Euro vorgesehen, nach 45 Millionen Euro 2026. Die
höheren Ansätze für beide Titel begründet der Wirtschaftsplan mit der Nachveranschlagung nicht
abgeflossener Mittel aus 2025 sowie mit einer Anpassung an die prognostizierten Mittelabflüsse.

Für das europäische Identitätsökosystem und die sogenannte EUDI-Wallet stehen 155 Millionen
Euro bereit (2026: 162 Millionen Euro). Der Ansatz zur Modernisierung der Registerlandschaft sinkt
von 194 Millionen Euro auf rund 146,8 Millionen Euro. (scr/hau/24.08.2026)
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